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Geleitwort des Herausgebers

Der Prozess der „Verfassung“ Europas hat eine neue Stufe erreicht. Wenn man so will, 
hat er bereits mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften begonnen, auch 
wenn damals von Verfassungsgebung keine Rede war. Hinsichtlich der Europäischen 
Union von Verfassung zu sprechen, war über lange Zeit ein Tabu. Erst seit der Erklä-
rung von Laeken und dem Beginn des im Dezember 2002 ins Leben gerufenen Verfas-
sungskonvents hat sich die Idee durchgesetzt, dass es an der Zeit ist, von einer Verfas-
sung für die Europäische Union zu sprechen und sich um eine entsprechende Form der 
sie konstituierenden Texte zu bemühen.

Zu einem solchen Zeitpunkt über die Legitimation von Hoheitsgewalt überhaupt, im 
besonderen aber über die Legitimation einer europäischen Verfassung nachzudenken 
und neue wissenschaftliche Ansatzpunkte zu erarbeiten, ist eine besondere Herausforde-
rung. Nicht nur die Debatte um das Demokratiedefizit in der Europäischen Union, son-
dern vor allem auch die stetig sinkende Unterstützung des Integrationsgedankens und 
seiner konkreten Form, der heutigen Union in der Bevölkerung der Mitgliedstaaten deu-
tet auf eine Legitimitätskrise. Mehr und mehr rückt aus dem Blickfeld, was ursprünglich 
das tragende Motiv für die gegenüber klassischem Souveränitätsdenken durchaus revo-
lutionäre Neukonstruktion supranationaler Hoheitsgewalt und die damit verbundene 
Relativierung der Staatlichkeit war: den Frieden in Europa dauerhaft zu sichern. Die 
Legitimitätskrise spiegelt sich aber auch in dem Gefühl wider, zunehmend einschrän-
kenden Regelungen unterworfen zu sein, für welche die Verantwortung auf Brüssel ge-
schoben wird, während dringende gesellschaftliche Probleme, für die man eine Lösung 
„aus Europa“ erhofft, in einem Chaos zersplitterter nationaler Positionen keine Antwort 
finden. Dass die Union für Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik, vor allem aber für 
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (noch) keine rechtliche Zuständigkeit 
hat, reicht als Erklärung nicht aus, wenn es darum geht, ob sie tatsächlich in der Lage 
ist, das zu tun, was der Bürger möglicherweise von ihr erwartet. Der Verfassungskon-
vent steht hier vor großen Herausforderungen.

Ausgehend von der verbreiteten Ansicht, dass Legitimation durch Verfassungsge-
bung hergestellt oder jedenfalls gestützt werden kann, liegt es nahe, nach den Gründen 
hierfür, vor allem aber nach den Möglichkeiten zu fragen, dies auf europäischer Ebene 
weiterzudenken. Die vorliegende Arbeit macht dazu eine grundlegende Entdeckung: Sie 
identifiziert als Quelle des Problems das, was hier als das „urheberorientierte Modell“ 
der Legitimation durch Verfassungsgebung bezeichnet wird, und unterwirft dieses 
zugleich einer historisch-staatsphilosophisch begründeten Kritik. Wo Verfassungsge-
bung auf den souveränen Staat bezogen und einem vorgegebenen Volk als Subjekt zu-
gerechnet wird, kann sie europäische Hoheitsgewalt nicht legitimieren. Daher wird in 
Theorie und Praxis nach anderen Konstruktionen gesucht.

Wenn dagegen, wie zunehmend in der Literatur zu verzeichnen ist, Verfassung und 
auch Verfassungsgebung vom Staat gelöst, etwa auch durch völkerrechtlichen Vertrag 
als möglich betrachtet wird, lässt sich dieses Hindernis überwinden. Dem entspricht 
eine Theorie der Legitimation durch Verfassungsgebung, die über den Urhebergedanken 
hinausgeht und auf materielle Prinzipien abstellt. Tobias Herbst entwickelt drei Legiti-
mitätsprinzipien aufgrund fundierter und umfassender Studien der Staatsphilosophie 
amerikanischen und französischen Ursprungs, gestützt auf die Theorie des Gesell-
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schaftsvertrags: Freiheitssicherung, kollektive Autonomie und dauerhafte Konsensfä-
higkeit. Sie stehen in enger Beziehung zueinander, auch wenn sie zum Teil gegenläufig 
sind. Mit Hilfe dieses Prinzipienmodells, das auf staatlicher und auf europäischer Ebene 
gleichermaßen anwendbar ist, lassen sich eine Reihe von Ungereimtheiten der her-
kömmlichen Theorie der Verfassunggebung auflösen. Vor allem aber erlaubt es eine 
Bewertung von Verfassungsgebung, -veränderung und auch -durchbrechung, wie sie 
auch den Prozess der europäischen Integration kennzeichnen. Der Verzicht auf Grund-
kategorien wie Volk oder Souveränität und die neue Interpretation der historischen 
Grundlagen erlaubt damit eine neue Perspektive und lenkt den Blick auf diejenigen Kri-
terien, die für die Legitimation der sich festigenden europäischen Hoheitsgewalt auch 
im Prozess der sich heute vollziehenden Verfassungsgebung entscheidend sind.

Für den Herausgeber der Schriftenreihe Europäisches Verfassungsrecht ist es eine 
Freude, diesen wertvollen Beitrag zu einem zentralen Thema der Theorie der europäi-
schen Verfassung gerade in einem Zeitpunkt der Öffentlichkeit vorstellen zu können, in 
dem der Entwurf einer europäischen Verfassung erarbeitet wird, die sich von den be-
troffenen Bürgern die Annahme als ihre Verfassung und damit legitime Geltung erhofft.

Berlin, den 30. April 2003

Ingolf Pernice
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